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ZEITGESPRÄCH

Wege zur Verschlankung des Staates
Der von der Bundesregierung im Jahre 1995 eingerichtete Sachverständigenrat 

„Schlanker Staat“ legte kürzlich seinen Abschlußbericht vor.
Welche Vorschläge zur Verschlankung des Staates machte der Sachverständigenrat?

Wie sind sie zu beurteilen?

Rupert Scholz

Die Empfehlungen des Sachverständigenrates 
„Schlanker Staat“

Das Wort vom „schlanken 
Staat“ ist zwischenzeitlich in 

aller Munde. Nahezu jeder bekennt 
sich zu dem Erfordernis einer 
grundsätzlichen Staats-Verschlan- 
kung, wobei freilich auch und 
gerade die leeren Staatskassen 
viel zur entsprechenden Mei- 
nungs- oder Bewußtseinsbildung 
beigetragen haben. Es ist com­
mon sense quer durch alle partei­
politischen Fronten, auf seiten des 
Bundes wie auf seiten der Länder 
und Kommunen, daß sich die 
Bundesrepublik Deutschland nicht 
mehr so viel aufgabenmäßige 
Staatlichkeit oder öffentliche Ver­
antwortung leisten kann, wie es für 
viele über Jahrzehnte hinweg zu 
einer lieben Gewohnheit geworden 
ist.

Die Bundesregierung hat durch 
Kabinettsbeschluß vom 18. Juli 
1995 den „Sachverständigenrat 
Schlanker Staat“ eingerichtet, dem 
Persönlichkeiten aus Politik und 
Wissenschaft, aus den Bundes­
ländern und den Kommunen, aus 
der Wirtschaft und den Gewerk­
schaften angehören. Diese unab­
hängige Expertenkommission soll­

te die Initiativen, die sich mit dem 
Thema „schlanker Staat/Abbau 
überflüssiger Bürokratie“ verbin­
den bzw. befassen, fachlich und 
politisch begleiten, fördern sowie 
mit zusätzlichen Impulsen verse­
hen. Die „Philosophie“ des Sach­
verständigenrates bzw. die Kern­
substanz seiner Empfehlungen 
läßt sich wie folgt zusammenfas­
sen:

Die notwendige „Verschlan­
kung“ unserer Staatlichkeit ist kein 
zuerst oder nur originär fiskali­
sches Problem. Unsere Staat­
lichkeit ist vielmehr ganz generell 
an die Grenzen ihrer Kapazitäten 
gestoßen. Daß unsere Staatlich­
keit in vielfältiger Hinsicht an die 
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 
geraten ist, ist offenkundig und 
wird im Grunde auch kaum noch 
bestritten. Ein Beleg ist etwa die 
Staatsquote, die von 1989 bis
1994 von 46% auf 52% gestiegen 
ist. Auch jetzt liegt sie noch über 
50%. Die Abgabenquote ist von 
1990 mit 41% auf 45% im Jahre
1995 gestiegen. Die Finanzsitua­
tion von Bund, Ländern und Ge­
meinden ist entsprechend desolat.

Die Staatsverschuldung ist unbe­
stritten viel zu hoch.

Ausufernde Staatsaufgaben

Das reale Wachstum des 
Staates sieht sich vor allem auch 
im Wachstum des öffentlichen 
Dienstes dokumentiert -  und zwar 
vor allem auf der Ebene der Län­
der und Gemeinden. In den (alten) 
Bundesländern stieg die Zahl der 
Bediensteten von 1343300 im 
Jahre 1970 auf 1 923817 im Jahre 
1995. Dies entspricht einer Zu­
wachsrate von +44,18%. Die Zu­
wachsrate lag zwischenzeitlich, 
insbesondere noch 1993, höher 
(+46,19%); seit 1994 sind die Be­
schäftigungszahlen aufgrund haus­
haltspolitischer Vorgaben tenden­
ziell rückläufig. Entsprechend ver­
hält es sich auf der Ebene der 
Gemeinden, hier wuchs die Zahl 
der im öffentlichen Dienst Be­
schäftigten von 920100 im Jahre 
1970 auf 1298350 im Jahre 1995 
(Zuwachsrate +41,11%, 1993
noch 46,19 %). Die Zahl der Bun­
desbediensteten (ohne Bahn und 
Post) hingegen blieb zwischen 
1970 und 1993 relativ konstant.
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Mag auch die Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte zu immer mehr 
öffentlichem Dienst zunächst unter 
dem Diktat der leeren Staatskas­
sen aufgehalten oder doch jeden­
falls abgeschwächt sein, so ist 
doch die Gesamtzahl der im öffent­
lichen Dienst Beschäftigten immer 
noch zu hoch. Daraus folgt aller­
dings nicht, daß das Problem einer 
Staats-Verschlankung allein in 
einem rein quantitativen Sinne da­
hin gelöst werden könnte, daß 
man schlicht -  gleichsam nach dem 
sogenannten (fiskalischen) „Rasen­
mäherprinzip“ -  den öffentlichen 
Dienst entsprechend reduziert.

Umfang und Struktur unseres 
öffentlichen Dienstes sind nichts 
anderes als das Spiegelbild unse­
res Systems ausufernder Staats­
aufgaben einerseits und allzu ver­
krusteter, überbürokratlsierter Ver­
waltungsstrukturen andererseits. 
Stellenabbau und Stellensperren 
mögen wichtige Schritte auf dem 
Weg zum schlanken Staat sein. Sie 
bilden aber nicht das Zentrum der 
Verschlankungsfrage. Denn der 
Umfang des öffentlichen Dienstes 
richtet sich grundsätzlich nach 
dem Bestand und dem Wachstum 
der staatlichen Aufgaben. Folge­
richtig ist zunächst und vor allem 
bei diesen selbst anzusetzen.

Anzusetzen ist deshalb mit einer 
wirklich qualitativen Überprüfung 
der heute vom Staat wahrgenom­
menen Aufgaben. Der Staat muß 
sich in vielen Bereichen auf seine 
hoheitlichen Kernaufgaben zu­
rückziehen, er kann nicht allseits 
vorsorgender, lenkender und ab­
sichernder Gestalter gesellschaft­
licher Bedürfnisse oder Agenden 
bleiben. Das Verhältnis von Staat 
und Gesellschaft muß grundle­
gend überdacht werden. Neben 
staatliche Lenkungs- und Lei­
stungssysteme muß wieder mehr 
private und gesellschaftliche Ei­
genverantwortung treten. Unsere

Staatsaufgaben müssen sich end­
lich und wieder ernsthaft auf das 
Subsidiaritätsprinzip besinnen.

Der „allpräsente Gesetzgeber“

Zu beginnen ist bei unserer Ge­
setzgebung. Sie ist von Legislatur­
periode zu Legislaturperiode ra­
sant angewachsen. Wurden in der 
10. Wahlperiode auf Bundesebene 
lediglich 612 Gesetzesvorhaben 
eingebracht, so waren es in der 
12. Wahlperiode bereits 895. Zur 
Mitte der laufenden Wahlperiode 
liegt die Gesamtzahl der beim 
Bundestag bzw. Bundesrat einge- 
brachten Gesetzesvorhaben be­
reits bei knapp 600. Fast 2000 
Bundesgesetze und fast 3000 
Bundesrechtsverordnungen mit 
rund 85000 Einzelvorschriften 
spiegeln das Maß gesetzgeberi-

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Rupert Scholz, 60, 
Bundesminister a.D„ ist stell­
vertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Fraktion des Deut­
schen Bundestages und war 
Vorsitzender des Sachverstän­
digenrates „Schlanker Staat. “

Prof. Dr. Konrad Littmann, 
74, ist emeritierter Ordina­
rius für Volkswirtschaftslehre, 
insbesondere Finanzwissen­
schaft, der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften 
Speyer.

Prof. Dr. Paul Bernd Spahn, 
58, ist Hochschullehrer für 
Öffentliche Finanzen an der 
Johann Wolfgang Goethe- 
Universität in Frankfurt a.M. 
Er lehrte an zahlreichen aus­
ländischen Universitäten und 
war und ist Berater interna­
tionaler Organisationen und 
ausländischer Regierungen.

scher Überregulierung und damit 
auch gesellschaftlicher Überforde­
rung wider.

Die Zahlen demonstrieren in 
eindrucksvoller Weise den Gang 
einer Entwicklung, die zu einem 
immer stärkeren und vor allem 
auch immer detaillierteren Wachs­
tum staatlicher Regulierungen im 
Wege der Gesetzgebung geführt 
hat. Das Wort vom „allpräsenten 
Gesetzgeber“ läßt sich kaum noch 
ernsthaft in Frage stellen. Von die­
sem „allpräsenten Gesetzgeber“ 
muß jedoch rasch Abschied ge­
nommen werden. Unsere Gesetz­
gebung muß sich -  über entspre­
chende Gesetzesfolgenabschät­
zungen -  vor allem dem Test stel­
len, ob wirklich jede Regelung not­
wendig ist, ob sie in ihrem Rege­
lungsziel tatsächlich bestehen 
kann, wenn sie an gesellschafts- 
und wirtschaftspolitischen Kosten- 
Nutzen-Analysen gemessen wer­
den, ob nicht in vielen Fällen der 
Verzicht auf eine gesetzliche Re­
gelung und damit auf eine entspre­
chende Staatsaufgabe dem Ge­
meinwohl letztlich viel dienlicher 
ist als die vorbehaltlose, in aller 
Regel überperfektionierte staat­
liche Aufgabenregelung oder Auf­
gabenübernahme. Nicht jedes für 
irgendjemanden wünschenswerte 
Gesetz ist wirklich sinnvoll. Mit­
unter produziert es ungleich mehr 
kontraproduktive Wirkungen, pro­
duziert es mehr gesellschaftliche 
Kosten etwa für die Wirtschaft als 
der tatsächlich erreichte Nutzen 
dies rechtfertigt.

Mehr private 
Eigenverantwortung

Konsequent setzt sich diese 
Entwicklung einer immer weiter 
ansteigenden Normenflut im Be­
reich der öffentlichen Verwaltung 
fort. Das Ausmaß der staatlichen 
Bürokratien und ihrer Zuständig­
keiten wie Verantwortlichkeiten
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wächst parallel und hat Inzwischen 
namentlich dazu geführt, daß sich 
selbst die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft im inter­
nationalen Vergleich bzw. die Qua­
lität des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland radikal verschlechtert 
hat. So werden derzeit für die 
deutsche Wirtschaft jährliche 
Bürokratiekosten von mehr als 58 
Mrd. DM errechnet, die sich allein 
durch behördliche Auflagen, ge­
setzliche Genehmigungs- und Pla­
nungsverfahren bis hin zu allzu 
komplizierten Steuergesetzgebun­
gen ergeben. Wer heute in 
Deutschland neue Unternehmen 
und neue Arbeitsplätze schaffen 
will, muß hierfür in aller Regel 
Planungs- und Genehmigungs­
zeiten auf der Grundlage staatli­
cher Gesetze und behördliche 
Anordnungen von einer Dauer in 
Kauf nehmen, die im Vergleich zu 
unseren europäischen Nachbarn, 
von den USA und Japan ganz zu 
schweigen, ein Mehrfaches an 
Monaten, mitunter sogar an Jah­
ren betragen.

Mehr private bzw. gesellschaft­
liche Eigenverantwortung heißt 
zunächst und vor allem mehr 
Privatisierung und Abbau staat­
licher Überregulierungen -  korre­
spondierend zu mehr bürgerlicher 
Freiheit und auch mehr gesell­
schaftlicher Risikobereitschaft. 
Insbesondere muß unser in man­
cher Hinsicht schon hypertroph 
anmutende Sozialstaat bereit sein, 
viele daseinsvorsorgerische Auf­
gaben wieder in die gesellschaft­
liche Eigenverantwortung, d.h. 
aber: in private Hand zurückzuge­
ben. Soweit es um klassische 
Hoheitsaufgaben des Staates 
geht, obliegt dem Staat ebenso 
die Gewährleistung des Aufgaben­
zwecks wie die Durchführung bzw. 
der Vollzug dieser Aufgabe. Soweit 
es dagegen allein darum geht, daß 
bestimmte, vor allem soziale

Zwecke aufgabenmäßig gewähr­
leistet und erreicht werden, kann 
sich der Staat sehr häufig auf die 
bloße „Gewährleistung“ , nament­
lich durch entsprechende Gesetz­
gebungen, beschränken und den 
Aufgabenvollzug in die Hand ge- 
sellschaftlich-privater Verantwor­
tungsträger geben. Dies gilt vor 
allem für den Bereich der Ge­
meinden. Von der kommunalen 
Energie- und Wasserversorgung 
bis hin zur Abfallbeseitigung und 
vielen kulturellen Einrichtungen -  
all dies muß nicht In Eigenregie der 
Gemeinden, sondern sollte zu­
nächst in privater bzw. privatisier­
ter Form wahrgenommen werden. 
Die Kommunen sollten sich ver­
stärkt auf die grundsätzlich subsi­
diäre Gewährleistungsverantwor­
tung (gegebenenfalls realisiert 
über entsprechende Satzungsre­
gelungen) beschränken.

Im staatlichen Bereich muß die 
Flut behördlicher Planungs-, Ge­
nehmigungs- und Kontrollzustän- 
digkeiten deutlich reduziert werden. 
Wenn Private mit entsprechender 
beruflicher und technischer Quali­
fikation etwa Bau- oder Gewer­
bevorhaben planen, dann muß die 
Zulassung solcher Vorhaben nicht 
in allen Fällen noch einmal durch 
staatliche Genehmigungsbehörden 
bzw. durch staatliche Vertreter der 
gleichen beruflichen Zunft (Inge­
nieure etc.) noch einmal langwierig 
und intensiv überprüft werden. Was 
hindert uns eigentlich, bei der be­
ruflichen Qualifikation etwa eines 
privatwirtschaftlich tätigen Bauin­
genieurs oder Architekten anzuset­
zen und diesen auch für die Ein­
haltung bestimmter Sicherheits­
standards in (öffentliche) Pflicht zu 
nehmen? Entsprechendes gilt vor 
allem für das inzwischen fast nicht 
mehr überschaubare Feld des 
Umweltschutzrechts. Hier regieren 
und regulieren inzwischen fast 800 
Gesetze und über 2500 Rechtsver­

ordnungen -  ein System totaler In­
transparenz und Ineffizienz. Über 
das Verfahren des sogenannten 
Öko-Audit könnte hier deutlich 
mehr private Eigenverantwortung 
und damit auch ein höheres Maß an 
flexiblerem wie bürgernäherem 
Umweltschutz gewährleistet wer­
den.

Effektive Privatisierungspolitik 
notwendig

Der moderne Staat ist -  wenn 
man einmal von seinen hoheit­
lichen Kernaufgaben absieht -  
nichts anderes als ein Dienstleister 
für den Bürger, die Gesellschaft. 
Allerdings haben unsere Bürokra­
tien und unser öffentlicher Dienst 
noch längst nicht in ausreichen­
dem Maße den Schritt von der 
klassisch-hoheitlichen Ämterver­
waltung zur modernen und bürger­
nahen Dienstleistungsverwaltung 
vollzogen. Solcher Wandel tut je­
doch gerade auch im Lichte eines 
„schlankeren Staates“ dringend 
not. Bevor unsere Verwaltungen 
bestimmte, namentlich daseins­
vorsorgerische Dienstleistungsauf­
gaben übernehmen bzw. fortfüh­
ren, müssen sie sich dem wettbe­
werblichen Test stellen, ob die be­
treffende Aufgabe nicht effektiver 
und wirtschaftlicher durch Privatun­
ternehmen wahrgenommen wer­
den kann. Hinsichtlich der Grund­
qualität solcher Aufgaben besteht 
kein wirklich substantieller Unter­
schied zwischen staatlicher und 
privater Wahrnehmung.

Eine effektive Privatisierungs­
politik von Bund, Ländern und Ge­
meinden muß sich ungleich stärker 
als bisher der Grundideen einer 
„public-private-partnershlp“ und 
ihrer vielfältigen Synergien bedie­
nen. Eine solche „publlc-private- 
partnership“ aktualisiert unmittel­
bar das Grundprinzip kooperativer 
Staats- und Gesellschaftsverant­
wortung. Insbesondere müssen
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unsere Verwaltungen auch die 
Fähigkeit entwickeln, viele Aufga­
ben im Wege des sogenannten 
„outsourcing“ an Private abzuge­
ben bzw. mit der Privatwirtschaft 
entsprechend zu kooperieren. Die 
funktionellen Möglichkeiten sol­
cher Verfahren sind immens -  
angefangen von der Betreibung 
von Fuhrparks über Kläranlagen, 
Heizwerke, Abfalleinrichtungen, 
Logistiken, (Bundesfern-)Straßen 
bis hin zu (integrierten) Rech- 
nungs- und Informationssyste­
men. Über Formen der Ausgrün­
dung von Unternehmen aus der 
öffentlichen Verwaltung können 
nicht nur die flexibleren Organisa­
tionsmodelle des Gesellschafts­
rechts besser genutzt werden, 
sondern kann vor allem auch wett­
bewerblich höher zu bewertenden 
ökonomischen Leistungsgesetz­
lichkeiten -  namentlich auch durch 
Beteiligung Privater -  entsprochen 
werden.

Ein in diesem Sinne „schlanke­
rer Staat“ fordert schließlich öf­
fentliche Verwaltungen und einen 
öffentlichen Dienst, die sich un­
gleich mehr als bislang an den 
Grundsätzen von Wirtschaftlich­
keit, Flexibilität, Mobilität und da­
mit auch größerer Bürger- bzw. 
Kundennähe orientieren. Dies 
bedeutet namentlich den ver­
waltungsorganisatorischen Abbau 
überdimensionierter Hierarchien, 
die Stärkung der Eigenverantwor­
tung der öffentlichen Verwaltung 
selbst sowie die Einführung mo­
derner Methoden wie Qualitäts­
management und Controlling.

Eigenverantwortung stärken

Zur Stärkung der verwaltungs­
mäßigen Eigenverantwortung so­
wie Wirtschaftlichkeit bedarf es 
schließlich grundlegender Refor­
men im Bereich des Haushalts­
rechts. Durch höhere Flexibilität 
muß ein höheres Maß an Wirt­

schaftlichkeit und Kostenbewußt­
sein und damit die Chance für 
Einsparungen eröffnet werden, 
ohne daß damit das parlamentari­
sche Bewilligungsrecht und die 
Transparenz der staatlichen Fi­
nanzwirtschaft gefährdet werden. 
Die Engen der Kameralistik müs­
sen durch Formen der Budgetie­
rung ergänzt und vielfältig ersetzt 
werden. Die öffentliche Verwaltung 
bedarf heute einer ausgeprägten 
Bereitschaft zur Kosten- und 
Leistungsrechnung. Betriebswirt­
schaftliche Rechnungsverfahren 
müssen vermehrt eingeführt wer­
den. Das muß allerdings nicht 
unbedingt bedeuten, daß etwa von 
der bisherigen Kameralistik allge­
mein auf die reine doppelte Buch­
führung umzuwechseln wäre. 
Auch eine entsprechend erweiterte 
und flexibilisierte Kameralistik er­
öffnet bereits hinlängliche Mög­
lichkeiten für wirksame Kosten- 
und Leistungsrechnungen. Einzu­
räumen ist dabei allerdings, daß 
Kosten- und Leistungsrechnungen 
in der öffentlichen Verwaltung 
nicht generell für verbindlich er­
klärt werden können, weil nicht 
überall hinlängliche Meßkriterien 
verfügbar sind; dies gilt namentlich 
für die Leistungen in der Ministe- 
rialverwaltung.

Eine in diesem Sinne flexiblere 
Haushaltspolitik ist vor allem über 
das Verfahren der Budgetierung zu 
verwirklichen. Wenn einzelnen Ver­
waltungsträgern mehr Bewe­
gungsspielraum bei der Bewirt­
schaftung der ihnen zugewiesenen 
Haushaltsmittel über das Verfah­
ren der Budgetierung eröffnet 
wird, eröffnen sich nicht nur mehr 
Möglichkeiten zur Flexibilisierung 
und stärkeren Eigenverantwor­
tung, sondern auch Möglichkeiten 
zu einer höheren Wirtschaftlichkeit 
und Effektivität. Finanzvolumina 
sollten mehr Globalzuweisungen 
enthalten, sollten bestimmte „Be­

triebshaushalte“ möglich machen 
und dürfen vor allem nicht mehr, 
wie bisher, an die strikte Jährlich- 
keitsgrenze gebunden werden. 
Über solche Haushaltsmaßnah­
men lassen sich stärker betriebs­
wirtschaftliche Meßkriterien durch­
setzen und erfährt die Haushalts­
politik insgesamt ein höheres Maß 
an Transparenz, Verläßlichkeit so­
wie Gesamteffektivität.

Unsere Verwaltungen müssen 
wieder stärker auf das Prinzip ei­
ner „ganzheitlichen Verwaltung“ 
zurückgeführt werden. Das heuti­
ge Ausmaß an Spezialisierung und 
Ausdifferenzierung -  zumeist wie­
derum Folge einer überspeziali­
sierten und überdifferenzierten Ge­
setzgebung -  hat fast unerträg­
liche Dimensionen erreicht. So 
werden heute beispielsweise 153 
staatliche Sozialleistungen von 
insgesamt 37 verschiedenen So­
zialbürokratien gewährt, ohne daß 
zwischen diesen Leistungs- und 
Bürokratiesystemen hinlängliche 
Koordinierungen festzustellen wä­
ren. Wenn es um die Genehmi­
gung eines bestimmten gewerb­
lichen Vorhabens geht, müssen oft 
fast zahllos erscheinende unter­
schiedliche staatliche und kom­
munale Verwaltungen angegangen 
werden, die alle auf unterschied­
lichen gesetzlichen Zuständigkei­
ten beruhen und deren nur allzu oft 
unkoordiniertes Nebeneinander 
wiederum zu unnötigen Kosten 
und Verfahrenskomplikationen, ja 
Interessenkonflikten führen kön­
nen -  zu Lasten der Verwaltungen 
selbst wie vor allem aber auch zu 
Lasten der betroffenen Bürger und 
der betroffenen Wirtschaft.

Ein grundsätzliches 
Revisionsgebot

Nach alledem bedeutet „Ver- 
schlankung des Staates“ ein 
grundlegendes und grundsätz­
liches Revisionsgebot. Von den
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Gesetzgebungen bis zu unseren 
Verwaltungsorganisationen und 
bis zum öffentlichen Dienst -  alles 
gehört auf den Prüfstand zum 
Nutzen einer wieder leistungsfähi­
geren, kostengünstigeren und bür­
gernäheren Staatlichkeit einer­
seits, zum Nutzen von mehr ge­
sellschaftlicher Eigenverantwor­
tung, mehr gesellschaftlicher Frei­
heit, Produktivität und Wirtschaft­
lichkeit andererseits.

Die Problemstellungen sind weit­
gehend erkannt, die Lösungsstra­
tegien sind weitgehend entwickelt. 
Jetzt geht es vor allem um den 
Mut und die Bereitschaft zur auch 
politischen Durch- wie Umset­

zung. Von retadierenden Kräften 
dürfen wir uns nicht abschrecken 
lassen -  angefangen von vielen 
Bereichen unserer Gesellschaft, 
die die Zuweisung von mehr Eigen­
verantwortung und damit auch 
mehr eigenständiger Risikobereit­
schaft scheuen, über einen Ge­
setzgeber, der in aller Regel nur 
allzu gern dem Ruf nach mehr Re­
gulierung, mehr staatlicher Len­
kung sowie Vorsorge zu folgen be­
reit ist, bis hin zu einer öffentlichen 
Verwaltung, die sich nur schweren 
Herzens von traditionellen Ge­
wohnheiten und traditionellen Ver­
fahrens- wie Organisationsusan­
cen zu verabschieden bereit ist.

Der Sachverständigenrat hat 
seinen Abschlußbericht im Sep­
tember dieses Jahres vorgelegt. Er 
dokumentiert auch den bisherigen 
Stand der Umsetzung der Emp­
fehlungen in der Staatspraxis.

Zur Koordinierung der vielfältigen 
Ansätze und Initiativen zur Moder­
nisierung der Bundesverwaltung 
und zur Rationalisierung des Ge­
setzgebungsverfahrens hat die 
Bundesregierung jetzt einen Len­
kungsausschuß auf Staatssek­
retärsebene eingesetzt. Er muß 
das Bundeskabinett periodisch 
über die Modernisierungsmaßnah­
men unterrichten.

Konrad Littmann

Notwendige Effizienzsteigerung der staatlichen Administration

A llfällige Mängel der Politik, so 
scheint es, könnten samt der 

Gebrechen öffentlicher Verwaltun­
gen geheilt oder doch zumindest 
gemildert werden, wenn es gelän­
ge, den kranken Staat zu ver- 
schlanken. Wahrscheinlich veran- 
laßte diese Vermutung auch die 
Bundesregierung, 1995 eine Ex­
pertenkommission einzusetzen, 
die sich mit dem Thema „Schlan­
ker Staat/Abbau überflüssiger 
Bürokratie“ befassen sollte1 und 
dabei alle einschlägigen Initiativen

1 Vgl. Sachverständigenrat „Schlanker 
Staat“ : Informationen Mai 1997, Maschi­
nenschrift, S. 1.

2 Ebenda.

3 Vgl. Sachverständigenrat „Schlanker
Staat“ : Abschlußbericht Oktober 1997,
Maschinenschrift.

nicht nur fachlich und politisch zu 
fördern, sondern sie auch mit zu­
sätzlichen Impulsen zu versehen 
habe. Der Sachverständigenrat 
„Schlanker Staat“ beschreibt sein 
Anliegen genauer dahingehend, 
„ganz konkrete Neuerungsschritte 
und ihre schnelle Umsetzung in die 
Praxis vorzubereiten“2.

Der jetzt vorliegende Abschluß­
bericht des Sachverständigenra­
tes3 erfüllt allerdings die selbstge­
setzten hohen Ansprüche nur zu 
einem Teil. Er enthält wenig neue 
Ideen4 zur politischen Lösung jener 
Entwicklungen, die -  z.B. auf den 
Feldern der Staatsfinanzen -  die 
Stabilität des Gemeinwesens im­
mer stärker bedrohen. Anderer­
seits klammert er wichtige Fragen 
stillschweigend aus der Untersu­

chung aus, deren Beantwortung 
die Lösung der anstehenden Auf­
gaben voraussichtlich erleichtern 
könnte.

Um Mißverständnisse zu ver­
meiden: Der Fragenkreis ist so 
breit und vielfältig dimensioniert, 
daß er verständlicherweise durch 
die Untersuchungen des Sachver­
ständigenrates nicht vollständig 
abzudecken war. Indes, die Aus­
wahl der Teilprobleme hätte 
gleichwohl einer Konzeption genü-

4 Über die Entwicklung der Programme zur 
„Verwaltungsmodernisierung“ vgl. Hans-Ul- 
rich D e r l i e n :  Verwaltungsmodernisierung 
-  modern, modernistisch oder postmodern?, 
in: Gisela F ä r b e r  (Hrsg.): Schlanker S taat-  
Zwischen Paradigmen und Pragmatismus, 
Werkstattbericht der Gesellschaft für Pro­
grammforschung In der öffentlichen Verwal­
tung e.V., Köln 1996, S. 103 ff.
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gen müssen, die zu erkennen gibt, 
auf welche Ursachen solche Ent­
wicklungen der staatlichen -  oder 
besser: der öffentlichen -  Aktivitä­
ten in erster Linie zurückzuführen 
sind, die jetzt als fehlerhaft qualifi­
ziert und mithin politisch als kor­
rekturbedürftig beurteilt werden. 
Diese Aufgabe, die zwingend ei­
nen systematisch interdiszipli­
nären Ansatz erfordert, muß 
selbstverständlich und gerade 
dann geleistet werden, wenn die 
Empfehlungen praxisbezogen sein 
sollen.

Bemerkenswerte Unschärfe
Aber bereits die Zielansprache 

„Staatsverschlankung“ , um in der 
Begrifflichkeit des Sachverständi­
genrates zu bleiben, gefällt sich 
materiell in einer so bemerkens­
werten Unschärfe, daß unter die­
ser Norm nahezu alles verstanden 
werden kann, was im Ergebnis zu 
einer qualitativen oder quantitati­
ven Einschränkung staatlicher und 
kommunaler Tätigkeiten führt. Ob 
jedoch ein Abbau öffentlicher Ak­
tivitäten oder eine „Privatisierung 
öffentlicher Aufgaben“ immer sinn­
voll und anzustreben ist, darf aus 
gutem Grund bezweifelt werden. 
Schon das Argument des Markt­
versagens, also des Eintritts allo- 
kativer Fehlentwicklungen, erklärt 
unter bestimmten Bedingungen 
die Vorteilhaftigkeit wirtschaftli­
cher Teilordnungen, die nicht dem 
Marktpreismechanismus folgen. 
Freilich, im Abschlußbericht wer­
den Allokationsprobleme dieses 
Kalibers direkt nicht erörtert, ob­
schon die Art der Allokation 
höchst beachtlich für die gesell­
schaftliche Wohlfahrt und damit 
auch für alle Entscheidungen ist, 
ob und in welchem Ausmaß 
staatliche Aktivitäten für welche 
Zwecke eingesetzt werden sollen.

Der grundlegende Ansatz des 
Sachverständigenrates ist hinge­
gen von anderer Natur. Apodik­

tisch wird den Erörterungen der 
Satz vorangestellt: „Verschlan- 
kungspolitik bedeutet zunächst 
und vor allem ‘Aufgabensparen’.“5 
Diese These ist allerdings kritisch 
zu beurteilen, weil hier und in der 
gesamten weiteren Untersuchung 
völlig unbestimmt bleibt, was eine 
staatliche Aufgabe ist und wie sie 
operabel definiert werden soll. Das 
tatsächlich oder angeblich rasante 
Wachstum von Staatsaufgaben in 
den vergangenen Jahrzehnten 
wird dabei nur symptomatisch an 
Beispielen erläutert, so zunächst 
am Stand und an der Entwicklung 
der Gesetzesvorhaben, die wäh­
rend der zehnten und -  in größe­
rem Umfange -  während der 
zwölften Wahlperiode auf Bundes­
ebene eingebracht wurden6.

Doch ist die Anzahl der Geset­
zesvorhaben und ihrer Entwick­
lung in der Zeit wirklich ein 
überzeugendes Kriterium für das 
Wachstum von Staatsaufgaben? 
Sicherlich nicht, da die Gesetzes­
normen recht unterschiedliche 
Funktionen erfüllen, neue Regula­
tive schaffen oder beispielsweise 
nur nationales Recht durch euro­
päisches Gemeinschaftsrecht er­
setzen. Dabei können und werden 
tatsächlich auch zuweilen tradierte 
Normen entfallen, so daß manch­
mal die Zunahme der Gesetze 
auch mit einem Abbau staatlicher 
Aktivitäten einhergeht. Außerdem 
wird das Urteil über qualitative und 
quantitative Veränderungen von 
Staatsaufgaben selbstverständlich 
noch problematischer, wenn bis­
lang öffentliche Leistungen künftig 
von privaten Trägern erbracht wer­
den sollen. Häufig ist es dann er­
forderlich, durch gesetzliche Auf­
lagen die privaten Träger zu einem 
Verhalten zu veranlassen, das die

5 Sachverständigenrat „Schlanker Staat“ : 
Abschlußbericht, a.a.O., S. 5.

6 Vgl. ebenda.

öffentliche Zwecksetzung der Lei­
stungserstellung sichert.

Eine politische Normprüfstelle
Zu notieren bleibt mithin der 

gravierende Einwand, daß zwar 
nach Ansicht des Sachverständi­
genrates „die Verschlankung des 
Staates -  in definitiv qualitativer 
Betrachtungsweise -  bei den 
Staatsaufgaben selbst ansetzen 
muß“7, ohne an einer Stelle des 
Berichtes festlegen zu müssen, 
was eine Staatsaufgabe ist und 
wie sie gemessen werden soll. Ein 
solches Vorgehen heißt doch wohl, 
ein Ziel treffen zu wollen, das sich 
zudem kräftig bewegt, ohne die 
Koordinaten zu kennen, die das 
Objekt determinieren.

Um trotz dieses Mangels eine 
praktikable Annäherung an das 
Ziel „Aufgabensparen“ zu errei­
chen, werden vom Rat institutio­
nalisierte Verfahren einer substan­
tiellen Aufgabenkritik angeregt. 
Empfohlen wird, die blauen Prüf- 
fragen, die das Bundesministerium 
des Inneren und das Bundes­
ministerium der Justiz bereits in 
den achtziger Jahren zur Not­
wendigkeit und Wirksamkeit von 
Rechtssetzungsvorhaben des Bun­
des entwickelt haben, zu einem 
Testkatalog auszubauen. Eine -  
politisch hoch angesiedelte -  
Normprüfstelle sei auf der Grund­
lage des Tests befähigt, sowohl 
das Erfordernis einer staatlichen 
Regelung der Aufgabe als auch 
wesentliche Gesetzesfolgen vor 
allem finanzieller Art abschätzen 
zu können8.

Das vorgeschlagene Verfahren 
scheint auf den ersten Blick geeig­
net zu sein, um die öffentliche Trä­
gerschaft einer konkreten Aufgabe 
zu begründen oder zu verwerfen. 
Bedenklich ist allerdings, wie der

7 Abschlußbericht, S. 5.

8 Abschlußbericht, S. 14ff.
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Sachverständigenrat selbst ein­
räumt, daß die bisherigen Erfah­
rungen mit Katalogen von blauen 
Prüffragen kaum erfolgverspre­
chend gewesen sind, d.h., die mit 
ihnen verknüpften Erwartungen im 
Hinblick auf Deregulierung und 
Entbürokratisierung blieben weit­
gehend unerfüllt9.

Im übrigen nehmen derzeit 
Rechnungshöfe u.a. ebenfalls 
Tätigkeiten wahr, die Ähnlichkeiten 
mit den Funktionen der beabsich­
tigten Normprüfstelle aufweisen. 
Im Ergebnis stellen bislang jedoch 
die Aktivitäten der Rechnungshöfe 
keinen hinreichenden Filter dar, um 
im Vorfeld solche Aufgaben aus 
der staatlichen Sphäre auszuson­
dern, die von Privaten vorteilhafter 
erbracht werden könnten.

Fehlende praktikable Kriterien
Wie kritisch die Vorstellung zu 

beurteilen ist, eine auf Effizienz 
ausgerichtete Politik müsse primär 
an den staatlichen Aufgaben an­
setzen, demonstriert auch -  wenn­
gleich: unbeabsichtigt -  der Sach­
verständigenrat mit seinen späte­
ren Ausführungen zur „Entlastung 
der Justiz“ . Dort heißt es, die Not­
wendigkeit, eine leistungsstarke 
Justiz zu erhalten und zu sichern, 
begrenzt zwangsläufig die Mög­
lichkeiten zu ihrer Verschlankung10, 
zumal Artikel 19 Abs. 4 GG verfas­
sungsrechtlich einen effektiven 
Rechtsschutz postuliere11. Dieses 
Muster einer Legitimierung staatli­
cher Aufgabensetzungen läßt sich 
allerdings -  berechtigt oder nicht -  
auf zahlreiche andere Felder über­
tragen: auf Kultur, Wissenschaft, 
Bildung und Forschung, auf innere 
oder auf äußere Sicherheit usw. 
Daher ist von vornherein zu be­

9 Abschlußbericht, S. 13.

10 Vgl. ebenda, S. 124.

11 Vgl. ebenda, S. 123.

12 Vgl. ebenda, S. 5.

WIRTSCHAFTSDIENST 1997/XI

fürchten, daß sich die Aufgaben­
kritik -  die logische Vorstufe zum 
„Aufgabensparen“ -  nicht selten 
zu einem fragwürdigen, ideolo­
gisch geprägten Vehikel entwik- 
kelt, weil es an praktikablen Krite­
rien fehlt, die die Zuordnung der 
Trägerschaft einer Aufgabe objek­
tivieren.

Abgesehen von weiteren Ein­
wänden -  etwa in bezug auf die 
Aussagekraft analytischer Instru­
mente wie die Kosten-Nutzen- 
Analyse -  bergen vor allem zwei 
Sachverhalte noch kritisches Po­
tential: Zum einen ist die vorgese­
hene Normprüfstelle ein Organ, 
das implizit das Verhalten politi­
scher Entscheidungsträger und 
öffentlicher Verwaltungen kontrol­
lieren und gegebenenfalls auch 
beeinflussen soll. Verfassungspoli­
tisch müßte daher die Institution 
zunächst selbst einer Überprüfung 
zugeführt werden, da sie die Ba­
lance des politischen Prozesses 
verändert. Zum anderen bleibt 
offen, ob und inwieweit tradierte 
Aufgabenstrukturen der Normprü­
fung unterliegen können. Der Um­
zug von Bundesbehörden nach 
Berlin bietet vielleicht für einige 
Verwaltungen eine einmalige 
Chance, historisch gewachsene 
Aufgaben in Frage zu stellen. Im 
allgemeinen liegt aber bei Ländern 
und Kommunen keine vergleich­
bare Situation vor.

Personalpolitik als Bremse

Nach Auffassung des Sachver­
ständigenrates ist „Personalspa­
ren“ gegenüber dem „Aufgaben­
sparen“ nur quantitativ und daher 
sekundär12. Tatsächlich sprechen 
aber viele Argumente dafür, das 
Wachstum der Bürokratie primär 
durch personalpolitische Maßnah­
men zu bremsen. Als wichtiger 
Nebeneffekt ist dadurch zugleich 
eine generelle Reduktion staatli­
cher Aufgaben zumindest in Form

der Privatisierung bislang staatli­
cher Tätigkeiten zu erwarten.

Der multifaktoreil verursachte 
Prozeß einer allzu kräftigen Aus­
dehnung öffentlicher Aktivitäten 
erklärt sich zu einem erheblichen 
Teil doch aus dem Umstand, daß 
in der Bundesrepublik über Jahr­
zehnte hinweg staatliche und 
kommunale Verwaltungen keine 
optimale Struktur erhalten haben. 
So sind in der Regel die Planstel­
len der öffentlich Bediensteten 
bestenfalls anläßlich ihrer Bewilli­
gung auf Sparsamkeit und Wirt­
schaftlichkeit geprüft, aber in spä­
teren Haushaltsjahren keiner er­
neuten Kontrolle unterworfen wor­
den. Das Eigeninteresse der öf­
fentlich Bediensteten zielt zudem 
eher auf Expansion als auf Reduk­
tion des Personalbestandes, weil 
durch zusätzliches Personal ten­
denziell lästige Umorganisationen 
in den Behörden vermieden wer­
den, die ihrerseits Unruhe unter 
den Mitarbeitern schaffen. Die 
unwirtschaftliche Ausdehnung des 
Personalbestandes erfährt faktisch 
keine spürbaren Sanktionen. Im 
Gegenteil, die größere Zahl der 
unterstellten Bediensteten ist nicht 
selten ein Kriterium für eine besse­
re Besoldungseinstufung.

Das grob skizzierte Szenarium, 
das im Prinzip unstrittig ist, trägt 
darüber hinaus zu dem außeror­
dentlich unerwünschten Resultat 
einer zunehmenden Starrheit öf­
fentlicher Verwaltungen bei. Die­
ses Phänomen ist wiederum mit 
Nebenwirkungen verknüpft, z.B. 
mit verlängerten Bearbeitungszei­
ten für Entscheidungen über einen 
Vorgang. Während im privaten 
Sektor die Produktionslebenszyk­
len ständig kürzer werden, zeich­
nen sich mithin im öffentlichen 
Sektor gegenläufige Tendenzen 
ab, die immer wieder Anlaß zu viel­
fältiger Kritik liefern. So werden 
nicht zu Unrecht die langen Fristen
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der Genehmigung von Investi­
tionsvorhaben von der Industrie ' 
und dem Gewerbe oftmals als 
Standortnachteil beurteilt.

Sorgfältige und 
langfristige Planung

Der Sachverständigenrat hat 
diesen Problemkomplex zweifellos 
erkannt und entsprechend Vor­
schläge unterbreitet, wie organisa­
torische Verbesserungen zu errei­
chen sind. Der Rat konnte sich 
dabei auf Vorarbeiten stützen, die 
vor allem von der kommunalen 
Geschäftsstelle für Verwaltung 
unter dem Stichwort „Neue Steue­
rungsmodelle“ initiiert wurden. Tat­
sächlich sind inzwischen auch in 
einigen Städten und Gemeinden 
Maßnahmen zur Verwaltungsmo­
dernisierung erfolgreich eingeführt 
worden, und zwar vornehmlich un­
ter dem Diktat leerer Kassen, das 
eine Haushaltskonsolidierung un­
abweisbar macht. Inwieweit da­
durch allerdings eine systematisch 
angelegte Optimierung der Ver­
waltungsorganisation erreicht wor­
den ist, entzieht sich noch einer 
objektiven Beurteilung. Vermutlich 
richten sich jedoch die Einspa­
rungsbemühungen der Verwaltun­
gen oftmals nach dem Prinzip, vor 
allem jene Aktivitäten vorüberge­
hend zu vermeiden, die sich ohne 
große Schwierigkeiten in die Zu­
kunft verschieben lassen. Langfri­
stig ist eine solche Fiskalstrategie 
jedoch ungeeignet, überbordende 
öffentliche Aktivitäten einzudäm­
men. Ein „schlanker Staat“ will 
vielmehr sorgfältig und auf lange 
Zeit geplant sein, denn die Wege, 
die zu dem Ziel führen, sind unter 
den herrschenden Bedingungen 
in der Bundesrepublik ungemein 
lang. Strukturelle Verwerfungen, 
die sich in fünf Jahrzehnten ent­
wickelt haben, lassen sich eben 
nicht während ein oder zwei Legis­
laturperioden wieder begradigen.

Was muß getan werden? Poli­
tisch festzulegen ist nicht nur, wel­
che öffentlichen Güter und Dienste 
in welcher Qualität und Quantität 
für welchen Zweck bereitgestellt 
werden sollen, sondern auch, wel­
che Ressourcen für die Erstellung 
dieser Güter benötigt werden. Die 
Entscheidung über den Input, also 
welche privaten und welche 
öffentlichen Vorleistungen sowie 
welche Eigenleistungen einzuset­
zen sind, fällen weitgehend die 
Verwaltungen. Sie berücksichtigen 
allerdings häufig die Kosten alter­
nativer Inputstrukturen nicht in 
ihrem Entscheidungskalkül, ob­
schon -  wie die „new public mana- 
gement“ -Doktrin betont -  durch 
ein „contracting-out“ , also einem 
verstärkten Einsatz kostengünsti­
gerer privater anstelle öffentlicher 
Vorleistungen, die Fertigungstiefe 
und Fertigungsbreite im öffentli­
chen Sektor abgebaut, d.h., der 
Staat schlanker gestaltet werden 
könnte.

Solche und ähnliche Ideen bil­
den gewiß anstrebenswerte Visio­
nen; sie stoßen jedoch bei jedem 
Versuch der Realisation auf mäch­
tige Widerstände. Öffentliche Ver­
waltungen sind eben schwer ver­
änderbar, schon weil ihre Vertreter 
reformunbegabt oder reformunwil­
lig sind. Sie berufen sich gern auf 
das scheinbar Bewährte und ent­
wickeln von sich aus oft nur 
schwache Initiativen zur Erhöhung 
der Effizienz ihres Handelns. We­
der das Recht noch die Verwal­
tungspraxis beschweren öffentlich 
Bedienstete mit Sanktionen für 
ineffizientes Handeln, räumen ih­
nen aber ein hohes Maß an Inflexi­
bilität und Immobilität ein.

Verwaltungseffizienz steigern

Das Beamtenrecht -  und ähnli­
ches gilt für das Dienstrecht der 
öffentlich Angestellten und Arbei­
ter -  ist so konservativ geprägt,

daß hier grundlegende Reformen 
notwendig sind, um insbesondere 
staatliche Verwaltungen besser 
organisieren zu können. Gegen­
wärtig kann ein Abbau des Per­
sonalbestandes allein schon des­
wegen nur in sehr kleinen Schrit­
ten erfolgen, weil Beamte -  unab­
hängig davon, ob ihre Leistungen 
erforderlich sind oder nicht -  mit 
ihrer Berufung in das Beamtenver­
hältnis auf Lebenszeit abgesichert 
sind. Genauer: Artikel 33, Abs. 5 
GG, der im Abschlußbericht über­
raschenderweise noch nicht ein­
mal mit einem Nebensatz erwähnt 
wird, gefällt sich als massives Hin­
dernis in dem Bestreben, den 
staatlichen Administrationen einen 
Schuß Rationalität zu verpassen. 
Die Einschätzung des Sachver­
ständigenrates, das just in Kraft 
getretene Gesetz zur Reform des 
öffentlichen Dienstrechts könnte 
negative Folgen der Verfassungs­
norm heilen, erscheint insoweit als 
schierer Euphemismus.

Auch andere Probleme, deren 
Lösung zu den Erfolgsbedingun­
gen der „Verschlankungspolitik“ 
gehört, werden in dem Bericht 
nicht erwähnt. Zum Beispiel: 
Wenn, insbesondere bei den Län­
dern, Personal reduziert werden 
muß, um die künftige Entwicklung 
der Staatsausgaben unter Kon­
trolle halten zu können, ist die zeit­
liche Dimension der Maßnahmen 
von außerordentlicher Bedeutung. 
Bei genereller Unterbeschäftigung 
dürfte eine Freisetzung von Ar­
beitskräften die öffentlichen Kas­
sen insgesamt nur wenig entla­
sten. Mit anderen Worten, das 
Konzept des „Lean management“ 
wirkt unter Umständen im privaten 
Bereich, aber nicht im öffentlichen 
Sektor uneingeschränkt kosten­
senkend. Die Liste solcher offenen 
Fragen und kritischen Aussagen 
wäre unschwer zu verlängern, 
doch die Diskussion solcher Sach­
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verhalte würde von der Auseinan­
dersetzung über zentrale Punkte 
ablenken.

Fazit

Das Ergebnis der Betrachtun­
gen ist schnell notiert. Der An­
spruch, kurzfristig den Staat ver- 
schlanken zu wollen, ohne ein 
ganz neues Organisationsmodell 
für öffentliche Verwaltungen reali­

13 Vgl. ebenda, S. 136.

ter durchzusetzen erscheint gleich­
sam als eine Quadratur des Krei­
ses auf politisch-administrativer 
Ebene. Der Abschlußbericht des 
Sachverständigenrates enthält vie­
le Facetten, darunter selbstver­
ständlich auch interessante Anre­
gungen zum Thema „schlanker 
Staat“ . Aber er bleibt insgesamt so 
konzeptionslos und unscharf, wie 
die unbestimmten Rechtsbegriffe, 
die die Untersuchungen und Emp­
fehlungen dominieren. Was not tut, 
ist nicht mit dem Prinzip der „offe­

nen Staatsaufgaben“ zu bewälti­
gen, die am Schluß doch wieder 
nichts anderes als indefinite „ori­
ginäre Staatsaufgaben“13 sind, und 
auch nicht mit der formelhaften 
Beschwörung des (an sich nicht 
falschen) Subsidiaritätsprinzips. 
Unabweisbar ist vielmehr, die Effi­
zienz der staatlichen Administra­
tionen zu erhöhen; und das erfor­
dert Zeit, viel Zeit, politisches 
Durchsetzungsvermögen und nicht 
zuletzt auch eine kräftige Prise 
ökonomischen Verstandes.

Paul Bernd Spahn

Die „Technik des Verwaltens“ muß überwunden werden

Der 1995 von der Bundesregie­
rung eingesetzte Sachverstän­

digenrat „Schlanker Staat“ hat ein 
anspruchsvolles und ehrgeiziges 
Programm übernommen: Seine 
Arbeit soll dazu beitragen, die Zahl 
der Gesetze zu reduzieren und für 
die Bürger transparenter zu ma­
chen; er soll die Komplexität und 
Regelungsdichte der europäi­
schen Rechtsetzung reduzieren 
und ihre Qualität verbessern hel­
fen; er soll Potentiale für Reformen 
der Verwaltungsorganisation, des 
Verwaltungsverfahrens und des 
praktischen Verwaltungsvollzugs 
erschließen; er soll Vorschläge zur 
Vereinfachung und Beschleuni­
gung von Planungs- und Geneh­
migungsverfahren erarbeiten; er 
soll Grundlagen für die Schaffung 
eines Umweltgesetzbuches und 
des Öko-Audits erstellen, Maß­
nahmen zur Reduzierung von Ver­
waltungsvorschriften und von Sta­
tistiken anregen, die Reduzierung 
und Begrenzung staatlicher Auf­

gaben auf den Kernbereich unter­
stützen, der Ämterverwaltung eine 
moderne Dienstleistungskompe­
tenz öffentlicher Verwaltung entge­
gensetzen -  mit größeren, flexible­
ren Arbeitseinheiten, einer koope­
rativen Führungsverantwortung, 
eigenverantwortlichen Teams, mo­
dernem Management und konse­
quenter Personalentwicklung; er 
soll die Nutzung der Informations­
technologie und der neuen Medien 
verstärken helfen, Maßnahmen zur 
Verbesserung des Haushaltswe­
sens und der Rechtspflege emp­
fehlen, et cetera et cetera -  eine 
lange Liste sehr ehrgeiziger Ziele.

Dabei wurde vom Auftraggeber 
ein nach meinem Geschmack zu 
technokratischer Ansatz gewählt, 
der die öffentliche Verwaltung 
nach wie vor als „Apparat“ sieht. 
Ranghohe Politiker erwarten vom 
Sachverständigenrat, daß er 
„wichtiges Handwerkszeug (lie­
fert), das von der Praxis nutzbrin­
gend angewandt werden“ kann

(Roman Herzog). Dies greift si­
cherlich zu kurz und ist aus ökono­
mischer Sicht unbefriedigend. 
Zwar mag der technischen Effi­
zienz im Sinne der besseren pro- 
zeduralen Verwertung von Infor­
mation, der Vereinfachung von 
Gesetzen und Vorschriften usw. 
eine wichtige Bedeutung zukom­
men; die Diskussion um den recht 
diffusen Begriff des „schlanken 
Staates“ berührt jedoch Kernpro­
bleme moderner Demokratien -  
etwa die Frage nach den makro­
ökonomischen „Grenzen des Wohl­
fahrtsstaates“ oder nach mikro- 
ökonomisch und politökonomisch 
ausgewogenen Anreizsystemen im 
öffentlichen Sektor - , die unbe­
queme demokratische Entschei­
dungen nach sich ziehen und da­
mit weit über den Begriff des 
„Handwerkszeugs“ hinausgehen. 
Fragen dieser Art sind im Aufga­
benkatalog des Sachverständi­
genrats aber nur ansatzweise an­
gesprochen -  etwa im Zusammen­

WIRTSCHAFTSDIENST 1997/XI 627



ZEITGESPRÄCH

hang mit der Budgetgestaltung 
oder der größeren Eigenverant­
wortung von Teams.

Die wichtigsten Probleme eines 
„schlanken Staats“ lassen sich mit 
folgenden Fragen umreißen: Wel­
che Aufgaben soll der demokrati­
sche Staat wahrnehmen? Welche 
Instrumente und Institutionen sind 
dafür erforderlich? In welchem 
Ausmaß sollte in die private und 
wirtschaftliche Sphäre der Bürger 
durch Gesetze und Verordnungen 
eingegriffen werden, um gesell­
schaftlich gewünschte Ziele zu 
erreichen? Wieviel Ressourcen 
darf der Staat den Bürgern zur Be­
reitstellung von Gütern und Dienst­
leistungen abfordern? Wie sollten 
die Aufgaben und Kompetenzen 
im Rahmen eines föderalen Sy­
stems auf die verschiedenen 
Staatsebenen verteilt werden?

Vorreiter Neuseeland

Welche weitreichenden Konse­
quenzen die Diskussion um einen 
„schlanken Staat“ haben kann, 
läßt sich am besten am konkreten 
Beispiel Neuseelands zeigen. Die­
ses Land gilt heute als Pionier im 
Bereich der Reform des öffentli­
chen Sektors -  neben anderen er­
folgreichen Reformen, vor allem 
auch bei der beschäftigungstei­
gernden Deregulierung des Ar­
beitsmarktes. Zusätzlich zu einer 
erheblichen Produktivitätssteige­
rung im öffentlichen Sektor, zu 
einer deutlichen Rückführung der 
allgemeinen Staatsquote und zu 
Steuersenkungen gelingt es dort 
seit einigen Jahren, Haushalts­
überschüsse zu erwirtschaften. 
Das Verhältnis von Nettoschulden­
stand zum Bruttoinlandsprodukt 
fiel von über 50% Im Jahre 1991/ 
92 auf heute unter 30% -  mit wei­
ter sinkender Tendenz.

Transparenz und Verantwort­
lichkeit sind die Eckpfeiler der 
neuseeländischen Haushalts- und

Verwaltungsreformen. Eine dem 
deutschen Haushaltsgrundsätze­
gesetz annähernd vergleichbare 
Regelung legt fest, daß das öffent­
liche Budget die Nutzung von 
Ressourcen unter den gleichen 
Grundsätzen der Buchführung als 
Kosten erfassen muß, wie jede pri­
vate Unternehmung. Des weiteren 
muß das Budget das Niveau ge­
genwärtiger Verpflichtungen hin­
sichtlich ihrer finanziellen Auswir­
kungen auf künftige Budgets und 
künftige Generationen darstellen, 
ein gewisses Maß an Effektivitäts­
kontrolle auf der Basis von Kosten 
erlauben und die Nettovermögens­
position der öffentlichen Hand auf 
allen Entscheidungsebenen sicht­
bar machen.

Hierzu hat Neuseeland im ge­
samten öffentlichen Sektor ein lei­
stungsorientiertes Rechnungsle­
gungsmodell (accrual accounting) 
implementiert. Die einzelnen Ab­
teilungen budgetieren ihre Kosten, 
als wären sie private Unter­
nehmen. Alle Transaktionen zwi­
schen Abteilungen werden auf der 
Grundlage einer Kostenkalkulation 
abgerechnet und vergütet. Dabei 
hat jede Abteilung die Möglichkeit, 
Güter und Leistungen auch von 
anderen Stellen -  insbesondere 
vom privaten Sektor -  zu erwer­
ben. Diejenige Abteilung, die eine 
Leistung bezieht, zahlt auch dafür 
(nicht -  wie sonst üblich -  das ver­
antwortliche Ministerium).

Den einzelnen Abteilungen wird 
z.B. auch die Nutzung von öffentli­
chem Kapital (als Zinsen und Ab­
schreibungen auf Gebäude oder 
ähnliches) in Rechnung gestellt, 
um Anreize zu schaffen, mit Kapi­
tal sparsam umzugehen. Damit 
findet der Leistungsverzehr einer 
Abteilung seine volle Entspre­

1 Prozentualer Anteil der über den Staats­
sektor laufenden Ausgabenströme am Brut­
toinlandsprodukt.

chung in der Rechnungslegung. 
Schließlich stellen die Abteilungen 
der öffentlichen Hand ihre Kosten 
den Leistungen bzw. dem Output 
gegenüber. Dadurch können Lei­
stungen zwischen verschiedenen 
Abteilungen und zwischen dem 
öffentlichen Sektor einerseits und 
dem privaten Sektor andererseits 
vergleichbar gemacht werden.

Eine bedeutende Neuerung ist 
auch die Trennung zwischen Re­
gierungsgewalt und Management. 
Die politische Verantwortung für 
das Setzen von politischen Richt­
linien und Kriterien der Leistungs- 
erbringung sowie des finanziellen 
Rahmens, in dem diese stattzufin­
den hat, tragen die Regierung bzw. 
die einzelnen Minister. Die admini­
strative Verantwortung für die 
Implementierung der politischen 
Vorgaben haben die Direktoren der 
Abteilungen in den Ministerien. 
Diese Direktoren werden von den 
Ministern auf bestimmte Zeit einge­
stellt. In ihrem Arbeitsvertrag wer­
den die Leistungen der Abteilung 
spezifiziert, für deren Erfüllung sie 
jeweils verantwortlich sind. Wie sie 
es erreichen, den vorgegebenen 
Output (Leistungsniveau und 
-Qualität) im Rahmen der ihnen 
gegebenen finanziellen Möglich­
keiten kostengünstig zu erstellen, 
bleibt weitgehend Ihrer Entschei­
dung überlassen,

Das neuseeländische Modell 
der öffentlichen Verwaltung hat 
dazu geführt, daß die Kontrolle 
über alle Inputs (Personal und Ka­
pital) fast vollständig auf die aus­
führenden Abteilungen überge­
gangen ist. Diese besitzen einen 
hohen Grad an Autonomie durch 
Delegation von Verantwortung in­
nerhalb des öffentlichen Sektors. 
Dazu gehört auch die Entschei­
dung, wieviel Personal zu welchen 
Bedingungen (einschließlich der 
Entlohnung) eingestellt wird. Ein 
Arbeitsverhältnis im öffentlichen
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Sektor unterscheidet sich damit 
prinzipiell nicht von einem Arbeits­
verhältnis in der Privatwirtschaft. 
Auch hat sich Neuseeland nicht 
gescheut, tradierte Aufgaben des 
Staates im Hinblick darauf zu 
überprüfen, ob sie nicht durch 
Korporatisierung und größere Ei­
genverantwortung von Abteilun­
gen stärker an die Bedürfnisse der 
Nachfrager staatlicher Leistungen 
herangeführt werden können, wo­
bei neben der Delegation von Auf­
gaben (outsourcing) auch die Pri­
vatisierung eine große Rolle ge­
spielt hat.

Auch wenn es sich bei Neusee­
land nur um ein kleines, fernes 
Land handelt, für das sicherlich 
spezifische Bedingungen gelten, 
die nicht ohne weiteres auf 
die Bundesrepublik Deutschland 
übertragbar sind, so erbringt es 
doch den Beweis, daß tiefer grei­
fende Reformen, die tradierte 
Spezifika öffentlicher Verwaltun­
gen -  wie Dienstrecht und Kame­
ralistik -  sowie die Grenzen staatli­
cher Aktivität an sich in Frage stel­
len, durchführbar, funktionsfähig 
und effizienzsteigernd sind.

Bereitstellung öffentlicher 
Güter und Dienste

Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland hat sich der Staat in 
den letzten Jahren von einer Reihe 
von Unternehmen getrennt, für die 
kein öffentliches Interesse an 
staatlicher Bereitstellung (mehr) 
besteht -  so bei der Telekom und 
der Lufthansa. Auch im kommuna­
len Bereich sind eine Vielzahl von 
Betrieben in privatrechtliche For­
men überführt worden. Das Poten­
tial für Privatisierungen ist jedoch 
auf allen Ebenen nach wie vor 
groß, z.B. in den Bereichen Ener­
gie, Verkehr, Kultur. Auch hat der 
umfangreiche Bestand von Fi­
nanzinstituten im Eigentum der 
öffentlichen Hand (Landesbanken,

Sparkassen) bislang kaum Beach­
tung gefunden. Diese Art unter­
nehmerischer Betätigung des 
Staates ist vor allem deshalb kri­
tisch zu sehen, weil er sich so 
einen privilegierten Zugang zu 
Kredit- und Finanzmärkten ver­
schaffen kann (connected borro- 
wing), was Fiskaldisziplin und 
makroökonomische Stabilität zu 
unterhöhlen Gefahr läuft.

Dort wo ein gesellschaftspoliti­
sches Interesse am Engagement 
des Staates existiert, lassen sich 
die angestrebten Ziele in der Regel 
besser über ordnungs- und finanz­
politische Instrumente als über 
staatliche Bereitstellung errei­
chen, z.B. durch Regulierung 
des Zugangs zu öffentlichen Net­
zen (Schiene, Telekommunikation, 
Energie), durch direkte Transfers 
an Bedürftige (etwa im Wohnungs­
wesen) bzw. durch größere Ziel­
genauigkeit sozialer und öffent­
licher Leistungen (etwa Anrechts­
zertifikate -  vouchers -  im Bil­
dungssektor).

Trotz aller Versuche, Teile der 
staatlichen Aktivität den Märkten 
zu überlassen, sind dem doch 
gewisse Grenzen gesetzt. So wird 
ein Kernbereich öffentlicher Ver­
waltung -  vor allem zur Ausübung 
hoheitlicher Gewalt, zur Organi­
sation der Bereitstellung öffent­
licher Güter, der Korrektur von 
Externalitäten und Asymmetrien 
im Markt sowie zur Sicherung des 
ökonomischen Ausgleichs und der 
sozialen Gerechtigkeit -  weiterhin 
bestehenbleiben müssen. Dabei 
ist es wichtig zu erkennen, daß 
sich die Organisationsprobleme 
staatlicher Verwaltungen in wichti­
gen Punkten nicht wesentlich von 
denen privater Unternehmen un­
terscheiden. Entscheidend ist es, 
daß für die Mitglieder einer Organi­
sation -  privat oder öffentlich -  ge­
nügend Anreize bestehen, die 
ihnen vorgegebenen Ziele mit

möglichst geringen Transaktions­
kosten zu erreichen.

Ein in privaten Unternehmen im­
mer seltener -  in der öffentlichen 
Verwaltung aber noch regelmäßig 
-  anzutreffendes Steuerungsmo­
dell setzt auf die vielstufige, hierar­
chisch organisierte Kontrolle von 
Mitarbeitern, auf die präzise Fest­
legung und Überwachung des 
Input-Einsatzes und auf eine de­
taillierte Regelung einzelner Ar­
beitsplätze und -abläufe. Dem­
gegenüber haben viele privaten 
Unternehmen erhebliche Produkti­
vitätsgewinne erzielt, indem sie 
Prozesse am Resultat statt an der 
Tätigkeit ausrichten. Wo öffent­
liche Agenten in der Bundesre­
publik noch immer auf Positionen 
hinarbeiten, verfolgen Manager im 
privaten Sektor konkrete Ziele und 
Ergebnisse; wo hier Ansprüche 
(entitlements) gebildet und vertei­
digt werden, wird dort auf Leistung 
(performance) und Ergebnisse 
(outcome) gesetzt.

Um Kosten der privaten Produk­
tion zu reduzieren, werden Teilbe­
reiche auf externe Märkte verlagert 
(contracting-out) oder es werden 
betriebsintern Märkte simuliert 
(profit centers). Diese wesentli­
chen Elemente der anreizkompa­
tiblen Steuerung von Unterneh­
men konnten in Neuseeland für 
den öffentlichen Sektor nutzbar 
gemacht werden. Voraussetzung 
für die Wirksamkeit solcher Steue­
rungsmodelle im öffentlichen Sek­
tor ist allerdings, daß Output-Ziele 
auch formuliert und den Inputs In 
quantifizierbarer Form gegenüber­
gestellt werden können.

Auch in der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es vielverspre­
chende Ansätze dieser Art, die 
jedoch in der Regel nicht weit 
genug greifen. So beheben etwa 
die verstärkte Eigenständigkeit 
von Mitarbeitern der öffentlichen 
Verwaltung oder die Bewilligung
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von Globalhaushalten für öffentli­
che Einrichtungen (Universitäten) 
das Mißbrauchs- und Kontroll- 
problem nicht. Verantwortlichkeit 
für übertragene Aufgaben muß 
darüber hinaus durch die Über­
wachung der Zielverwirklichung 
gesichert werden, und man muß 
über wirksame Sanktionen zu ihrer 
Durchsetzung verfügen. Dies 
macht zunächst einmal die Ver­
buchung finanzieller Ströme nach 
Kosten- und Leistungsgesichts­
punkten erforderlich, bevor an eine 
-  sicherlich nicht bequeme -  
durchgreifende Reform des Dienst­
rechts zu denken ist.

Das Rechnungslegungskon­
zept des öffentlichen Sektors in 
Deutschland ist -  wie in den mei­
sten Staaten -  die Kameralistik. 
Sie verbucht lediglich Zahlungs­
ströme und prüft sie auf ihre recht­
liche Zulässigkeit. So gelingt es 
nicht, den Ressourcenverzehr pe­
riodengerecht zu erfassen und die 
tatsächlichen Kosten einzelner 
Leistungen auch nur annähernd 
genau zu ermitteln. Der Übergang 
zur kaufmännischen Rechnungsle­
gung wird somit zur elementaren 
Voraussetzung für ein funktions­
fähiges Controlling und für eine 
dezentralisierte Aufgabenverant­
wortung in der öffentlichen Verwal­
tung.

Zudem gibt es -  außer für den 
relativ kleinen Kernbereich hoheit­
licher Funktionen -  kaum einen 
überzeugenden Grund, weshalb 
nicht auch dem Staat die im priva­
ten Bereich verfügbaren -  durch 
allgemeines Arbeitsrecht einge­
schränkten -  Sanktionsmechanis­
men zur Leistungskontrolle seiner 
Agenten gegeben werden sollten. 
Warum sollen Beschäftigte im 
Staatssektor einen anderen recht­
lichen Status haben als Arbeitneh­
mer der Privatwirtschaft? Unkünd­
barkeit von Beschäftigten impli­
ziert den Verzicht auf Anreize zur

Motivation und Leistungsbereit­
schaft. Detaillierte -  und in ihrer 
Aufstellung und Überwachung 
kostspielige -  Dienstvorschriften 
sollen diesen Mangel kompensie­
ren -  mit zweifelhaftem Erfolg. 
Dennoch besteht ein Bedarf an 
solchen Regeln, solange mikro- 
oder politökonomische Anreizme­
chanismen in der öffentlichen 
Verwaltung die Ausnahme sind. 
Der Abbau von Verwaltungsvor­
schriften ist sogar kontraproduktiv, 
wo diese Mechanismen fehlen.

Der Umfang des Steuerstaats

Die Möglichkeiten der Finanzie­
rung der Staatsaufgaben sind mit 
ihrer Durchführung untrennbar ver­
bunden. Das läßt sich auch an den 
Äußerungen des Sachverständi­
genrates erkennen, der feststellt, 
daß finanzielle Restriktionen regel­
mäßig zu höchst unbefriedigenden 
linearen Kürzungen aller Teilbud­
gets führen, was politische Priori­
täten verletzt und ökonomisch in­
effizient ist.

Die ökonomischen Grenzen des 
Steuerstaates sind offenbar dann 
erreicht, wenn die finanziellen Be­
lastungen der Bürger vermehrt zur 
Steuervermeidung, zur Steuer­
flucht ins Ausland oder gar zur ille­
galen Steuerhinterziehung führen, 
wenn zu hohe Steuersätze deutli­
che negative Anreizwirkungen zei­
tigen, womit die private wirtschaft­
liche Aktivität und damit die fiska­
lische Kapazität -  Grundlage jedes 
staatlichen Handelns -  behindert 
oder einschränkt wird. Eine gesell­
schaftlich „erwünschte“ Grenze 
des Steuerstaats sollte so niedrig 
liegen, daß es zu dem unmerk­
lichen Auszehren der ökonomi­
schen Basis der staatlichen Akti­
vität erst gar nicht kommt.

In den USA haben zahlreiche 
Bundesstaaten dem Steuerstaat 
wirksame verfassungsmäßige 
Schranken gesetzt. In der Tat

spricht einiges dafür, den Umfang 
der von Politik und Verwaltung 
kommandierten Ressourcen quan­
titativ zu begrenzen. Das Scheitern 
der geplanten Steuerreform in 
Deutschland zeigt allerdings, wie 
schwierig es ist, einen Konsens 
über eine von allen Seiten 
gewünschte Vereinfachung eines 
inkonsistenten und ineffizienten 
Steuersystems“ zu erzielen.

Wo formalisierte Beschränkun­
gen des Steuerstaates uner­
wünscht sind, wird die regelmä­
ßige, umfassende und klare Infor­
mation der Bürger über die Ver­
wendung der ihnen abverlangten 
Ressourcen um so wichtiger. Par­
lamente und Öffentlichkeit sollten 
das Recht haben, verständliche, 
nicht-manipulierbare Dokumente 
der öffentlichen Finanzplanung 
einzusehen, wozu die Formulie­
rung nachprüfbarer Outputziele, 
die methodisch saubere Erfassung 
schwebender Verbindlichkeiten 
(etwa zukünftige Pensionsver­
pflichtungen), sowie eine langfristi­
ge, szenario-gestützte Orientie­
rung der Finanzpolitik zählt. Hinzu 
tritt die rückblickende ausführliche 
Begründung von Abweichungen 
zwischen geplanter und tatsäch­
licher Haushaltsentwicklung.

Die Grenzen des 
Wohlfahrtsstaates

Vom Finanzvolumen her sind die 
öffentlichen Transfers an private 
Haushalte (darunter die der ge­
setzlichen Sozialversicherungen) 
bedeutender als die Ausgaben für 
öffentliche Güter und Dienste. Das 
absolute und relative Wachstum 
der Sozialtransfers rührt vor allem 
daher, daß sie auf Gesetzen beru­
hen, die losgelöst von den länger­
fristigen finanziellen Konsequen­
zen Leistungsansprüche mittels 
objektiver Kriterien festlegen. 
Selbst da, wo finanzielle Konse­
quenzen absehbar sind -  etwa bei
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der Alterssicherung tendieren 
Politiker zur ihrer Unterschätzung, 
weil sie jenseits der Dauer ihres 
politischen Mandats eintreten.

Die gesetzlichen Sozialversiche­
rungen wurden zu einer Zeit einge­
führt, als die Einkommen einer 
breiten Schicht nicht ausreichten, 
um für den Fall existentieller 
Risiken (Krankheit, Arbeitslosig­
keit, Arbeitsunfähigkeit oder Alter) 
eigenständig Vorsorge treffen zu 
können. Heute hingegen entfällt 
die Masse der sozialen Leistungen 
nicht auf die bedürftigsten Grup­
pen der Bevölkerung, sondern auf 
die Bezieher mittlerer Einkommen. 
Letzteren darf heute größere Ei­
genverantwortung bei der Siche­
rung von Lebensrisiken zugemutet 
werden. Die stärkere Betonung 
privater Vorsorge würde über die 
Entlastung der Sozialversicherung 
hinaus auch zur Senkung von 
Lohnnebenkosten beitragen und 
damit Leistungs- und Beschäfti­
gungsanreize setzen.

Die Aufgabenverteilung im 
föderalen Staat

Der Sachverständigenrat „Schlan­
ker Staat“ äußert sich unter ande­
rem auch zur Aufgabenverteilung 
in einem Mehrebenen-System des 
Regierungshandelns, wie es der 
föderative Aufbau der Bundesre­
publik Deutschland darstellt. So 
geißelt er etwa die Gemeinschafts­
aufgaben von Bund und Ländern 
und deren Mischfinanzierung als 
Ursache bürokratischer Hemmnis­
se und fehlender Transparenz für 
Verantwortlichkeiten. Er fordert in 
dieser Hinsicht die Dezentralisie­
rung von Aufgaben und Verant­
wortlichkeiten, was den unteren 
Ebenen größere politische Gestal­
tungsspielräume eröffnet.

Eine Delegation von Ausgaben­
kompetenzen ist aber ohne Ent­
sprechung auf seiten der öffent­
lichen Einnahmen ökonomisch

wenig sinnvoll. Solange alle wichti­
gen Steuern (Einkommen-, Mehr­
wertsteuer) von Bund, Ländern 
und Gemeinden gemeinsam ge­
nutzt werden, besteht für einzelne 
Gebietskörperschaften auf der 
Einnahmeseite keine unmittelbare 
Verantwortlichkeit gegenüber ihren 
Bürgern. Darüber hinaus führen 
der Länderfinanzausgleich und 
das Instrument der Bundesergän­
zungszuweisungen zu einer über­
mäßigen Nivellierung der Finanz­
kraft der Bundesländer, was nicht 
nur Verantwortlichkeiten verschlei­
ert, sondern auch den Anreiz, 
eigene Steuerquellen zu pflegen, 
zum Erlahmen bringen muß.

Neben einer fast völligen Inflexi­
bilität auf der Einnahmeseite ist 
auch die Ausgabenpolitik von Län­
dern und Gemeinden in einem 
hohen Maße eingeschränkt -  etwa 
durch die bundesweit einheitliche 
Festlegung von Löhnen und Ge­
hältern oder durch von höheren 
Ebenen vorbestimmte Ausgaben­
kategorien (Sozialhilfe). Dies 
zwingt die Gebietskörperschaften 
der nachgeordneten Ebenen regel­
mäßig zur Konsolidierung von 
Budgets durch eine übertriebene 
Anpassung der flexiblen Ausga­
benpositionen (Investitionen) oder 
es treibt sie in eine problematische 
Verschuldung. Beides ist gesamt­
wirtschaftlich höchst problema­
tisch.

Verstärkte Dezentralisierung ist 
daher im deutschen Föderalismus 
nur dann möglich, wenn den Bun­
desländern wieder mehr Steuerho­
heit zukommt, z.B. die Möglich­
keit, Steuersätze zu variieren. Da­
bei müssen diese zusätzlichen 
„Eigenmittel“ der Länder aber dem 
Zugriff konkurrierender Gebiets­
körperschaften -  insbesondere 
durch Immunisierung gegen den 
egalisierenden Finanzausgleich -  
entzogen werden. Auch kann der 
Schritt zu größerer finanzieller

Eigenverantwortung von Ländern 
und Gemeinden nur dann erfolg­
reich sein, wenn eine unsolide 
Haushaltspolitik nicht ex post 
durch Finanzhilfen der Gemein­
schaft honoriert wird, wie dies bei 
der Teilentschuldung der Bundes­
länder Saarland und Bremen ge­
schehen ist.

Fazit

Von der Arbeit der Sachver­
ständigenkommission „Schlanker 
Staat“ darf man wichtige Beiträge 
zur Steigerung der technischen 
Effizienz der staatlichen Verwal­
tung und der Effektivität des Re­
gierungshandelns erwarten, aller­
dings bleiben die bisherigen An­
sätze zu sehr in der „Technik des 
Verwaltens“ befangen und riskie­
ren damit, die entscheidenden 
Ziele -  Sicherung der längerfris­
tigen Handlungsfähigkeit des 
Staats und Steigerung der Ver­
waltungseffizienz sowie die stärke­
re Ausrichtung staatlicher Lei­
stungen auf die Bedürfnisse der 
Bürger und Bürgerinnen -  letztlich 
zu verfehlen.

Die Erarbeitung wichtiger Ent­
scheidungsgrundlagen für die Trä­
ger staatlichen Handelns, die für 
die Stellung der Bundesrepublik 
Deutschland im kommenden Jahr­
hundert entscheidend sein wer­
den, darf nicht technokratisch an­
gegangen werden, sondern es 
müssen die Auswirkungen des 
globalen Wettbewerbs auf den 
Wohlfahrtsstaat sowie dessen öko­
nomische und finanzielle Basis 
berücksichtigt werden. Nur durch 
einen leistungsfähigen, flexiblen 
und verantwortungsvollen Staats­
sektor, der auch vor unpopulären 
Maßnahmen nicht zurückschreckt, 
kann den schwierigen Herausfor­
derungen begegnet werden, die 
sich zu Beginn eines neuen Jahr­
hunderts für die Bundesrepublik 
Deutschland abzeichnen.
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